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gigen Experten enthält das Register zu 30–50% Unternehmen, die ihre Tätigkeit seit mehreren Jahren eingestellt 
haben. Die Anzahl russischer Aktiengesellschaften wird deshalb auf ungefähr 200.000 bis 250.000 geschätzt.

Die Daten von Goskomstat vermitteln keine Informationen über das zahlenmäßige Verhältnis zwischen off enen 
und geschlossenen Aktiengesellschaften unter den registrierten Unternehmen. Einige Einsichten liefern allerdings 
die Zahlen der regionalen Abteilung der Börsenaufsicht im Zentralen Föderationsbezirk, welcher Moskau und die 
umgebenden Regionen umfasst, für Ende 2001.

Diesen Daten zufolge waren im Zentralen Föderationsbezirk 202.224 Aktiengesellschaften eingetragen. 
Zwischen 1997 und 2002 wurden durch die regionale Abteilung der Börsenaufsicht die Emissionsregistrierungen 
von 37.007 Aktiengesellschaften überprüft, von denen 5.577 off enen und 23.430 geschlossenen Typs waren. Unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass sich die Wirtschaftsaktivitäten Russlands im Zentralen Föderationsbezirk 
konzentrieren, kann angenommen werden, dass das zahlenmäßige Verhältnis zwischen geschlossenen und off enen 
Aktiengesellschaften im Durchschnitt bei 6:1 liegt.

Obwohl Goskomstat Informationen über die Rechts- und Organisationsformen der Unternehmen sammelt, wer-
den keine konsolidierten ökonomischen Daten von ihnen erstellt. Die Rolle von Aktiengesellschaften in der rus-
sischen Wirtschaft kann daher nur indirekt auf der Basis einer Unternehmensbefragung geschätzt werden.

aus: Andrei Yakovlev: Corporate Governance. Wandel im Unternehmerverhalten?, in: H.-H. Höhmann, H. Pleines, H.-H. Schröder (Hg.): 
Nur ein Ölboom? Bestimmungsfaktoren und Perspektiven der russischen Wirtschaftsentwicklung, Münster (LIT Verlag) 2005, S.93–114, 
zitiert: S.98

Analyse

Neues (und Altes) in Sachen NGO-Gesetz
Diana Schmidt, Bremen

Zusammenfassung
Im April 2006 erschien die erste Ausführungsverordnung zum so genannten NGO-Gesetz. Das war der 
erste konkrete Schritt, die umstrittenen neuen Registrierungs- und Rechenschaftspfl ichten von Nichtre-
gierungsorganisationen in Russland umzusetzen. Der erste Gesetzesentwurf wurde in Reaktion auf die 
scharfe Kritik aus internationalen Kreisen und seitens der russischen Zivilgesellschaft in einigen Punkten 
abgemildert, dennoch verstärkt der neue gesetzliche Rahmen die staatliche Kontrolle über russische und 
ausländische Organisationen. Die Maßnahmen sind höchst ambivalent, nicht zuletzt weil offi  zielle Rhe-
torik und bürokratische Praxis nicht übereinstimmen. Die Regierung argumentiert mit dem Kampf gegen 
Terrorismus und Geldwäsche,  die Gesetzestexte bieten aber Anlass zur Besorgnis, dass die Regelungen 
vor allem dazu dienen, die Aktivitäten der Zivilgesellschaft zu behindern. Letztlich ist die Diskussion um 
„das NGO-Gesetz“ in einem weiter gefassten Kontext zu verstehen – es geht um mehr als um eine bloße 
Gesetzesänderung und es geht auch nicht nur um NGOs.

Das so genannte NGO-Gesetz

Am 15. April 2006 erschien der „Beschluss Nr. 212 
über die Maßnahmen zur Realisierung einzelner 

Bestimmungen des Föderalen Gesetzes zur Regulie-
rung der Aktivitäten nicht-kommerzieller Organisati-
onen“. Dies ist der erste konkrete Schritt, das höchst 
umstrittene so genannte NGO-Gesetz umzusetzen 
und neue Registrierungs- und Rechenschaftspfl ichten 
von Nichtregierungsorganisationen in Russland fest-
zulegen. Als der Gesetzentwurf am 23. November 
2005 in erster Lesung von der Duma mit 370 gegen 
18 Stimmen angenommen wurde, gab es einen in-
ternationalen Aufschrei. Es war off ensichtlich, dass 

der Entwurf russische wie ausländische Nichtregie-
rungsorganisationen einer noch stärkeren staatlichen 
Kontrolle unterwerfen und ihre Arbeitsmöglichkeiten 
einschränken sollte. Er stand nicht nur im Konfl ikt 
mit der Russischen Verfassung, sondern auch mit 
internationalen Standards in Bezug auf die Rechte 
auf Versammlungsfreiheit und auf freie Meinungs-
äußerung. Scharfe Kritik kam von Seiten der USA, 
aber auch vom Europarat und der EU, während sich 
Deutschland von offi  zieller Seite eher zurückhaltend 
verhielt. Internationale Organisationen appellierten 
an den Duma-Vorsitzenden, an die Regierung sowie 
an die anderen G-8 Staaten, insbesondere auf Russ-
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lands anstehenden G-8 und Europaratsvorsitz verwei-
send. Vor allem englischsprachige Medien griff en die 
Gesetzesänderungen auf. Selbst die russische Presse 
ließ sich auf das Th ema ein, nachdem sie jahrelang 
wenig Aufregendes im Bereich Zivilgesellschaft fi n-
den konnte oder wollte. 

Reaktionen auf Kritik von innen und außen

Nun begegnete die russische Zivilgesellschaft 
geplanten Reformen mit Protest und Aufklä-

rungsarbeit. Doch die Debatten waren nicht nur 
Reaktionen auf die erste Lesung. Bereits als der erste 
Entwurf der Duma vorgelegt worden war, verfassten 
zahlreiche Organisationen Petitionen, veröff entlich-
ten Aufrufe, suchten juristische Hilfe, informierten 
sich über die gesetzlichen Grundlagen der NGO-Ar-
beit in anderen Ländern. Sowohl russische NGOs als 
auch die Moskauer EU Delegation wandten sich an 
das Außenministerium, um Unterschiede im inter-
nationalen Kontext deutlich zu machen. Das Minis-
terium reagierte mit einer eigenen Übersicht (siehe 
Internet-Links Seite 9) und Verweisen auf in ande-
ren Ländern bestehende Restriktionen und Rechen-
schaftspfl ichten. Letztere sind nicht zu leugnen, doch 
im russischen Fall sehen Kritiker alle nachteiligen 
Elemente in einem einzigen „drakonischen“ Entwurf 

konzentriert.  In Reaktion auf diese Kritik entsandte 
Putin Justizminister Juri Tschaika nach Straßburg, 
um die Europäischen Kollegen zu konsultieren und 
sprach sich für eine Abänderung des Entwurfes unter 
Berücksichtigung der Empfehlungen des Europarats 
aus. Tatsächlich wurden einige Bestimmungen, die im 
direkten Widerspruch zu internationalem Recht und 
zur Russischen Verfassung standen, aus dem Gesetze-
sentwurf entfernt. Insbesondere sind ausländische 
Organisationen nun doch nicht verpfl ichtet, sich als 
lokale Organisationen neu registrieren zu lassen, son-
dern werden weiterhin als ausländische Vertretungen 
behandelt. Beim Inkrafttreten des Gesetzes im April 
2006 betonte der zuständige Mitarbeiter der Föderalen 
Registrierungsbehörde (FRS), Aleksei Schafrjadow, 
dass die Mehrheit der ausländischen Organisationen 
mit keinerlei Schwierigkeiten bei der Umsetzung ihrer 
Programme in Russland zu rechnen habe. Tatsächlich 
verstärkt der neue gesetzliche Rahmen aber die staat-
liche Kontrolle über russische, internationale und aus-
ländische Organisationen.

Die Angst des Staates vor ausländischem 
Einfl uss

Um den Bedarf stärkerer Kontrolle ausländischer 
Finanzierung von politischen Aktivitäten in Russ-

Das „NGO-Gesetz“ wird umgesetzt
Das so genannte „NGO-Gesetz“ ist Teil eines umfassenderen Gesetzesentwurfs “Über die Einführung 

von Änderungen in einige gesetzliche Akte der Russischen Föderation”, der Novellierungen des bürgerlichen 
Gesetzbuches, des Gesetzes zu geschlossenen administrativ-territorialen Einheiten, des Gesetzes über gesellschaftliche 
Vereinigungen und des Gesetzes zu nichtkommerziellen Organisationen vorsieht. Letzteres besteht seit Dezember 
1995. Dieses gesamte Reformpaket wurde am 23. Dezember 2005 in dritter Lesung von der Duma angenommen, 
am 27. Dezember vom Föderationsrat bestätigt und am 10. Januar veröff entlicht, als „Föderales Gesetz Nr. 18-FZ 
vom 10. Januar 2006 über Änderungen einiger Legislativer Akte der Russischen Föderation.“ Die Implementierung 
von NGO-bezüglichen Maßnahmen hat nun mit dem „Beschluss No. 212“ begonnen, welcher zeitgleich mit dem 
Gesetz Nr. 18-FZ im April in Kraft trat. Zusammen mit diesem wurden den Organisationen die entsprechenden 
Formulare vorgelegt und zwar für die Registrierung und für die Berichte über Aktivitäten der Organisationen und de-
ren Führungspersonal, über Volumen erhaltener Gelder (einschließlich Zuwendungen) und Vermögensgegenstände, 
deren vorgesehene sowie aktuelle Verwendungszwecke, über in Russland geplante Programme. Die 6 Anhänge mit 
den auszufüllenden Formblättern umfassen insgesamt fast 190 Seiten, einzureichen von russischen Organisationen 
bis zum 15. April nach Ende des Finanzjahres und von ausländischen Organisationen bis zum 31. Oktober vor dem 
Jahr der Programmumsetzung. Die Verantwortung auf der Behördenseite liegt bei der Föderalen Steuerbehörde und 
der seit 2004 existierenden FRS („Rosregistratsia“). Schon jetzt lässt sich mit Sicherheit sagen, dass diese Maßnahme 
den Organisationen zusätzliche personelle und zeitliche Ressourcen abverlangt, die personellen Kapazitäten man-
cher russischer Gruppen überfordert und zudem mit bestehenden Programmzeitplänen und Organisationsstilen 
vieler ausländischer Stiftungen konfl igiert. In einem weiteren Schritt unterzeichnete Präsident Putin am 3. Mai 
2006 einen Erlass über die Einführung von Änderungen in den „Beschluss Nr. 1315“ zu Fragen des FRS. Demnach 
wird die Registrierungsbehörde auf 14 Verwaltungseinheiten aufgerüstet (statt bisher 12), mit einem Mitarbeiterstab 
von max. 375 Personen (ohne Schutz- und Gebäudepersonal) und einem Einkommensvolumen von rund 700.000 € 
allein in dessen föderaler Behörde (Mitarbeiterzahlen in anderen föderalen Diensten: 267 für Finanzmärkte, 176 für 
Sport, 360 für ökologische, technische und nukleare Aufsicht).



7

russlandrussland
analysenanalysen russlandanalysen  103/06

land zu rechtfertigen, beruft sich Präsident Putin auf 
den Kampf gegen Terrorismus und Geldwäsche. Die 
„farbigen Revolutionen“ lieferten weitere Argumente, 
vom westlichen Ausland fi nanzierte Revolutionen 
unterbinden zu müssen. Die angestrebte Kontrolle 
sämtlicher Finanzströme mit Beteiligung von NGOs, 
bewerkstelligt nun das Gesetz. Paradoxerweise schla-
gen die Gesetzestexte jedoch lediglich technische Än-
derungen vor, während sich die Argumentation des 
Präsidenten – und damit auch der Presse – auf poli-
tische Gründe beruft. „Nicht erlaubte politische Akti-
vitäten“ werden in den Neufassungen nicht defi niert. 
Auch keines der existierenden Gesetze verbietet es 
nichtkommerziellen Organisationen, unter Verwen-
dung ausländischer Mittel an politischen Aktivitäten 
teilzunehmen (mit Ausnahme des Gesetzes zur Partei-
enfi nanzierung). 

Die Angst der NGO vor dem Zugriff  der 
Bürokratie

Die Ängste der NGOs beziehen sich vor allem auf 
verschärfte – legale – Kontrollmöglichkeiten, 

mit besonders nachteiligen Auswirkungen auf Or-
ganisationen, die mit ausländischer Unterstützung 
arbeiten. Es besteht die Gefahr, dass das Gesetz zur 
Unterdrückung zivilgesellschaftlicher Aktivitäten, zur 
Schließung vieler NGOs, zum Weggang ausländischer 
Organisationen und zur Aufkündigung der Finanzie-
rung sozial bedeutsamer Projekte führt. NGO-Ver-
treter kritisieren auch die Diskriminierung gegenüber 
Wirtschaftsunternehmen, welche kürzeren Registrie-
rungsprozeduren unterliegen und deren Registrierung 
nur auf der Basis formeller Kriterien abgelehnt werden 
kann. Bei NGOs hingegen können die Behörden bei 
Ablehnung nach eigenem Ermessen inhaltliche Grün-
den geltend machen. Auch sei – so die Argumentation 
der NGO-Vertreter - die Bekämpfung von extremisti-
schen Aktivitäten und Geldwäsche im NGO-Sektor, 
nicht jedoch im Unternehmenssektor,  nicht gerecht-
fertigt, zumal bereits separate Gesetze gegen Extre-
mismus und gegen Geldwäsche vorhanden seien.

In jedem Fall ist absehbar, dass die-
se Gesetzesreformen eine Lähmung zivilgesell-
schaftlicher Tätigkeiten durch einen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand bewirken werden. Die zuneh-
mende behördliche Regulierung kann zunehmende 
und neue Formen von Korruption im System der 
Fördermittelvergabe nach sich ziehen. Da die vor-
liegenden Gesetzestexte weit interpretierbar sind, 
ermöglichen sie auch die selektive und willkür-
liche Anwendung der neuen legalen Druckmittel. 
Einer neuen Aufsichtsbehörde wurde mit den 
Gesetzesänderungen beträchtliche Autonomie einge-

räumt. Die russische Gesellschaftskammer befürchtet, 
dass der bürokratische Apparat immer neue Gründe 
für Suspendierungen von NGO Aktivitäten fi nden 
werde, um den enormen Aufwand zu rechtfertigen. 
Bis sich objektive Kriterien und Präjudizien für die 
Bewertung von NGO-Aktivitäten herausbilden, die 
eine Abwehr unfairer Anschuldigungen ermöglichen, 
wird es dagegen eine ganze Weile dauern. 

Die Gesetzesänderungen richten sich formal an alle 
Nichtregierungsorganisationen. Doch nach bisherigen 
Erfahrungen sind Organisationen, die zu Th emen 
wie Tschetschenien und Menschenrechte arbeiten, 
besonders im Visier, ebenso wie regierungskritische 
Personen, die für oder mit solchen Organisationen ar-
beiten. Das zeigte sich im Fall der staatsanwaltschaft-
lichen Verwarnung „über die Unzulässigkeit von 
Gesetzesverletzungen“ gegen die geschäftsführende 
Direktorin von Memorial, Jelena Schemkowa. Aber 
auch westliche Menschenrechtsorganisationen und -
experten sind von Maßnahmen der Regierung betrof-
fen, wie mit der Einreiseverweigerung für Bill Bowring 
im vergangenen November oder dem Arbeitsverbot 
für den deutschen Help – Hilfe zur Selbsthilfe e.V. im 
nordkaukasischen Inguschetien illustriert wurde.

Es geht nicht nur um das NGO-Gesetz

Es geht aber nicht nur um die Novellierung des Ge-
setzes zur Regulierung der Aktivitäten nicht-kom-

merzieller Organisationen. Die Aktivitäten russischer 
Nichtregierungsorganisationen unterliegen einer 
ganzen Reihe weiterer Regelwerke, z.B. dem bürger-
lichen Gesetzbuch, der Steuergesetzgebung, den Ge-
setzen über die örtliche Selbstverwaltung, wohltätige 
Aktivitäten und Stiftungen, Staatsgeheimnisse oder 
Werbung. So waren auch die – ebenfalls viel disku-
tierten - Änderungen des Artikels 251 des Steuerge-
setzbuches (2004) von großer Relevanz für die Ver-
gabe von Fördermitteln an NGOs. Was einerseits als 
eine erste Errungenschaft in der NGO-Besteuerung 
gewertet wurde, bewirkte andererseits auch neue bü-
rokratische Einschränkungen für Geldgeber und –
empfänger. Eine Novelle zum Gesetz über Stiftungen 
wird derzeit im Ministerium für wirtschaftliche Ent-
wicklung und im Finanzministerium überarbeitet. 
Bezieht man sich nicht nur auf NGOs, sondern auf 
Zivilgesellschaft im weiteren Sinne, muss man auch 
die Gesetze zu politischen Parteien, Gewerkschaften, 
religiösen Vereinigungen oder zum Unternehmertum 
einbeziehen. 

Die Reformen der NGO-Gesetzgebung in 
Russland sind denn auch in einem thematisch und 
zeitlich weiter gefassten Zusammenhang zu seh-
en. Es geht nicht um einen überraschenden Angriff  



8

russlandrussland
analysenanalysen russlandanalysen  103/06

des Staates auf die russische Zivilgesellschaft. Es ist 
wichtig, die Arbeit (und Arbeitsbedingungen) zivil-
gesellschaftlicher Gruppen im Gesamtkontext des 
rapiden wie umfassenden gesellschaftlichen Wandels, 
von Veränderungen besonders relevanter Politikfelder 
(Umwelt, Menschenrechte, Gesundheit etc.) und von 
einschlägigen Ereignissen im In- und Ausland zu be-
trachten. 

Bereits vor dem Petersburger Dialog (2001) wur-
den deutsche politische Stiftungen beschuldigt, du-
biose Institutionen in Russland zu unterstützen. Die 
Schwierigkeiten des Moskauer Soros-Büros (2002) 
provozierten oft das Argument, es vertrete „amerika-
nische Interessen“. Präsident Putin und Außenminister 
Lawrow hatten die Kritik, NGOs verfolgten die 
Interessen ihrer ausländischen Geldgeber, in den letz-
ten Jahren mehrfach wiederholt – wenn auch ohne auf 
mögliche Gesetzesänderungen zu verweisen.

Es geht nicht nur um NGOs

Die Gesetzesänderungen beeinträchtigen ne-
ben der unmittelbaren Arbeit von NGOs auch 

die grundsätzlichen Beziehungen zwischen Staat, 
der russischen Zivilgesellschaft und ausländischen 
Stiftungen. Eine Konsequenz dessen zeichnet sich 
schon länger in Programm-Umstrukturierungen und 
Schwerpunktverlagerungen ausländischer Stiftungen 
wie auch russischer Organisationen ab: eine allgemei-
ne Entpolitisierung zivilgesellschaftlicher Aktivitäten. 

Sollte die Implementierung der neuen gesetz-
lichen Regelungen die Aktivitäten vieler russischer 
Organisationen beenden und westliche Fördermittel 
aus Russland vertreiben, sind nicht nur die Interessen 
der jeweiligen Geldgeber und –empfänger betroff en. 
Bisher wurden in ganz Russland jährlich in mehreren 
tausend Fällen Fördergelder unterschiedlicher Höhe 
vergeben. Einer jüngeren Studie zufolge werden rus-
sischen Haushalten durch NGOs Dienstleistungen 
im Wert von jährlich 143,2 Milliarden Rubel be-
reitgestellt (1,2% des BIP), und allein die Bereiche 
der Bürger- und religiösen Organisationen bieten 
Arbeitsplätze für 500.000 Personen (Daten zu 2002). 
Dennoch kann dieser Sektor kaum auf eine brei-
te Unterstützung aus der russischen Bevölkerung 
rechnen. Umfragen zeigen nach wie vor ein geringes 
Bewusstsein für die Aktivitäten von NGOs und 
Stiftungen und kaum Ablehnung der verstärkten 

Kontrolle ihrer Finanzierung (siehe Umfrage ab Seite 
10).

NGOs sind aber nur ein Teil einer aktiven russischen 
Zivilgesellschaft. Während sich viele Stiftungen schon 
wieder enttäuscht zurückziehen, befi nden sich wesent-
liche zivilgesellschaftliche Aktivitäten in Russland 
noch in den Anfängen. Es gibt ein breites Feld for-
meller oder informeller Aktivitäten. Neben formellen 
Organisationen, die oft tatsächlich international gut 
vernetzt sind und von erfahrenen Experten geleitet 
werden, gibt es auch einen sehr jungen Aktivismus: 
Jugendliche einer Generation, deren Phase erster 
Lebensplanung von der Perestroika dominiert war, 
arbeiten vielerorts ohne feste Büros aber mit groß-
em gesellschaftlichen und politischen Engagement. 
Dabei sind sie meist nicht formell organisiert und 
auch oft nicht in der Lage, die mitunter kostspie-
ligen Kontakte ins Ausland zu pfl egen, während sie 
innerhalb Russlands gut vernetzt sind. Leider haben 
einige der großen in Russland tätigen Stiftungen die 
Jugendförderung wieder aus ihren Programmen ge-
nommen, nicht zuletzt weil man sich in diesem Feld 
auch mit staatlichen Aktivitäten und Ideologien ins 
Gehege kommen kann.

Nach der Aufregung um die Jahreswende ist es 
nun etwas stiller geworden um die russische NGO-
Gesetzgebung. Das ist fatal, denn die Zeit der tat-
sächlichen Implementierung beginnt gerade erst. 
Es bleibt abzuwarten, ob die befürchteten negativen 
Konsequenzen tatsächlich in voller Stärke eintre-
ten. Sowohl die Moskauer EU-Delegation als auch 
die Gesellschaftskammer haben ein Monitoring 
des weiteren Geschehens angekündigt. Auch das 
Außenministerium versichert, dass die Umsetzung 
unter der Beobachtung der internationalen und rus-
sischen NGO-Gemeinschaft und der führenden 
Europäischen Strukturen (EU, OSZE, Europarat u.a.) 
steht. Aber dennoch fürchten russische Organisationen 
zu recht das schwindende Interesse in der westlichen 
Öff entlichkeit. Dies wäre für die primär Betroff enen 
- russische Nichtregierungsorganisationen, auslän-
dische Stiftungen und internationale Organisationen 
verhängnisvoll. Daher ist es wichtig, den Umgang der 
russischen Regierung mit der eigenen Zivilgesellschaft 
genau im Auge zu behalten.

Redaktion: Hans-Henning Schröder

Über die Autorin
Diana Schmidt ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Forschungsstelle Osteuropa Bremen.

(Lesetipps fi nden Sie auf der folgenden Seite)
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Lesetipps 
Forum Donorov: Donor und nichtkommerzielle Organisationen: Was wir über sie wissen. Forum Donorov 
http://www.donorsforum.ru/images/stories/Resultsresearch.pdf ; 
englische Version: http://www.donorsforum.ru/images/stories/research_eng.doc
Hinterhuber, Eva Maria / Rindt, Susanne 2004. Bürgerstiftungen in Russland: Philanthropie zwischen Tradition 
und Neubeginn, Arbeitshefte des Maecenata Instituts für Philanhtropie und Zivilgesellschaft Nr. 14, Berlin 
2004 
Th e Institute for Urban Economics: Role of  Non-Profi t Sector in Economic  Development of  Russia, Bericht 
im Rahmen des Projektes “Integration of Civil Society for Non-Profi t Taxation Reforming”, Moskau 2004, 
http://www.urbaneconomics.ru/eng/download.php?dl_id=79
Deutsches Institut für Menschenrechte. Russland auf dem Weg zum Rechtsstaat? Antworten aus der 
Zivilgesellschaft, Berlin: Deutsches Institut für Menschenrechte 2003. 

Internet-links
Gesetzestexte zu NGOs
Erster Vorschlag:
Projekt federalnogo sakona „O wnesenii ismenij w nekotorye sakondatelnye akty Rossijskoj Federazii“
http://www.grani.ru/Society/p.98512.html 
Verabschiedete Version:
„Föderales Gesetz No. 18-FZ vom 10. Januar 2006 über Änderungen einiger Legislativer Akte der Russischen 
Föderation.“ http://www.rg.ru/2006/01/17/nko-poryadok-dok.html
Erste Ausführungsverordnung:
Postanowlnie ot 15 aprelja 2006 g. Nr. 212 O „O merach po realisazii otdelnych poloshenij federalnych sako-
now, regulirujuschtschich dejatelnost nekommertschich organisazij“
http://www.government.ru/data/news_text.html?he_id=103&news_id=21081 

Laufende Informationen und Debatten

Regierung
Offi  zielle Bekanntmachungen zur Gesetzgebung: http://www.government.ru/data/news_list.html?he_id=103 
Russisches Außenministerium zur NGO-Gesetzgebung: http://www.mid.ru/ns-npo.nsf/npdocs 
Föderale Registrierungsbehörde (Rosregistratsia / FRS): http://www.rosregistr.ru/ 

Zivilgesellschaft
ASI (Agentstwo Sozialnoi Informazii), russisch: http://www.asi.org.ru/  
Forum Donorow, russisch: http://www.donorsforum.ru/ 
HRO (Prawa tscheloweka v Rossii), russisch: http://hro.org/  
ICNL (Th e International Center for Non-Profi t Law), englisch: http://www.icnl.org/ 

Verschiedene Positionen
Gesuch russischer Organisationen / Unterschriftenaktion, 10.11.2005 „Net – ushestoscheniju kontrolja nad 
grashdanskim obschtschestwom“ http://www.hro.org/ngo/about/2005/11/10-2.php (russisch)
http://www.memorial.de/10112055.htm (deutsch - funktioniert momentan nicht!)
TI-Resolution, Berlin, 18.11.2005 „Grashdanskoje obschtschestwo dolshno byt swobodno ot ogranitschenij, 
sajawljajet Transperensi Interneschnl“
http://ww1.transparency.org/pressreleases_archive/2005/dnld/Russia_resolution_14_11_05_rus.pdf
Präsident Putin zum ersten Gesetzesentwurf, 5.12.2005 (englisch):
http://www.kremlin.ru/eng/speeches/2005/12/05/2202_type82912_98481.shtml 
Vergleichende Tabelle des russischen Außenministeriums zur NGO Gesetzgebung in anderen Staaten 
(englische Version): http://www.mid.ru/ns-npo.nsf/9c261e4093d91a4bc325710700371000/
84ec21b5ced0d064c3257177002af45a/$FILE/Eng.doc 
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